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Bauvertragsrecht

Allgemeine Geschäftsbedingun-
gen (AGB) – Teil 2 / 4

Ein  gemeinnütziger  Verbraucherschutz-
verein (§ 4 Unterlassungsklagengesetz) hat-
te  ein  gewerbliches  Bauunternehmen  (BU)
aufgefordert,  die  Verwendung  bestimmter
Klauseln  (allgemeine Geschäftsbedingungen
- AGB) in seinen Bauverträgen sowie Bau-
und  Leistungsbeschreibungen  zu  unterlas-
sen. Nachdem das BU sich geweigert hatte,
dazu die geforderte strafbewehrte Unterlas-
sungserklärung abzugeben, erhob der Verein
Unterlassungsklage,  und  das  Landgericht
(LG) Halle (Urteil vom 21. Mai 2021, Az. 4 O
208/19)  verurteilte  das  BU  daraufhin,  ge-
genüber  Verbraucher-Bauherren  (BH)  die
Verwendung  der  folgenden  unwirksamen
oder inhaltsgleicher AGB-Klauseln zu unter-
lassen, und drohte für den Fall der Zuwider-
handlung  ein  Ordnungsgeld  bis  zu
€ 250.000,00, ersatzweise Ordnungshaft der
Geschäftsführer  bis  zu  sechs  Monaten,  im
Wiederholungsfalle bis zu zwei Jahren, an.

Nachfolgend lesen Sie Teil 2 von 4:

4.
„Nach  Ablauf  des  Gültigkeitszeitraumes

der  oben  angegebenen  Vergütung  (netto)
erhöht sich diese sowie die Mehr- / Minder-
leistung um 3 %, mindestens jedoch um die
jährliche  Inflationsrate  des  Abschlusskalen-
derjahres.“

Verstoß gegen § 307 BGB (unangemesse-
ne Benachteiligung):

Die Klausel gäbe dem BU eine zusätzliche
Vergütung unabhängig davon, ob tatsächlich
eine  Kostensteigerung  eingetreten  ist,  und
sogar dann,  wenn der BU die Verzögerung
selbst verschuldet hätte.

Zusätzlich Verstoß gegen § 309 Nr. 1 BGB
BGB (Preiserhöhungen für Leistungen inner-
halb von 4 Monaten):

Die Klausel erfasst auch Mehrleistungen,
aber  anders  als  die  Hauptleistung  werden
diese möglicherweise bereits  innerhalb  von
vier  Monaten  nach  ihrer  Beauftragung  er-
bracht.

5.
„Für  Reduzierungen von gekauften Leis-

tungen in diesem Vertrag werden nach Un-
terschrift  max.  80  % des  Kaufpreises  der
Leistung gemäß Kaufpreisaufstellung erstat-
tet.“

Verstoß gegen § 308 Nr. 7b BGB (unan-
gemessen hoher Aufwendungsersatz), § 309
Nr. 5b BGB (pauschaler Schadenersatz):

Die Klausel räumt dem BH nicht die Mög-
lichkeit ein, dem BU einen geringeren Scha-
den nachzuweisen.

6.
„Greift der Bauherr in den Bauablauf ein,

indem er  dem Handwerker  direkte  Anwei-
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sungen oder Aufträge gibt, so hat der Bau-
unternehmer ein Sonderkündigungsrecht.“

Verstoß gegen  §  309  Nr.  4  BGB (Mah-
nung, Fristsetzung):

Es fehlt das Erfordernis einer Abmahnung.

Zusätzlich Verstoß gegen § 307 BGB (un-
angemessene Benachteiligung):

Die  Klausel  würde  auch  dann  gelten,
wenn der BH gegenüber einem Nachunter-
nehmen  Bedenken  anmeldet  oder  ein  be-
rechtigtes  Baustellenverbot  ausspricht.
Überdies missachtet die Klausel die Koopera-
tionspflicht im privaten Baurecht.

7.
„Änderungen  des  Leistungsumfanges

nach  Auftragsannahme,  auch  wenn  durch
behördliche Auflagen hervorgerufen, werden
von dem Bauunternehmer nur dann ausge-
führt,  wenn sie zuvor schriftlich  vereinbart
werden.“

Verstoß gegen § 307 BGB (unangemesse-
ne Benachteiligung):

Die Klausel verstößt gegen das gesetzli-
che Leitbild  von § 650b BGB (Anmerkung:
seit 1. Januar 2018), wonach auch einseitige
Änderungsanordnungen des BH für den BU
verbindlich sind.

(Anmerkung:  Änderungen außerhalb des
ursprünglichen  Leistungsziels  kann  der  BH
nur dann einseitig anordnen, wenn die geän-
derte Ausführung dem BU zumutbar ist.)

8.
„Abschlagszahlungen …“

Verstoß gegen § 309 Nr. 15a BGB (über-
höhte Abschlagszahlungen), § 307 BGB (un-
angemessene Benachteiligung):

Die Klausel gewährt dem BU Abschlags-
zahlungen von 100 % des Baupreises. Das
widerspricht dem Leitbild von § 650m BGB
(Anmerkung:  seit  1.  Januar  2018 bei  Ver-
braucherbauverträgen  Abschlagszahlungen
nur max. 90 % der vereinbarten Gesamtver-
gütung).

Außerdem wäre der BH danach auch bei
Vorliegen von Mängeln zur Zahlung der ge-
nannten Abschläge verpflichtet.

9.
„Bei  Unstimmigkeiten  zum  Bautenstand

gilt  die  Bautenstandsbestätigung  eines  ge-
meinschaftlich  beauftragten,  vereidigten
Gutachters  als  verbindlich.  Die  Kosten des
Gutachtens trägt der Unterlegene. Die Bau-
zeit verlängert sich um die Verfahrenszeit.“

Verstoß gegen § 307 BGB (unangemesse-
ne Benachteiligung):

Die Klausel erlaubt dem BH nicht den Ein-
wand, das Schiedsgutachten sei offenbar un-
richtig (Anmerkung: vgl. § 319 Abs. 1 BGB).

Außerdem soll  sich  die  Bauzeit  um  die
Verfahrenszeit  verlängern,  obwohl  der  BU
durch das Verfahren in keiner Weise gehin-
dert ist, seine Bauarbeiten fortzusetzen. Da-
durch wird Druck auf den BH ausgeübt, den
Bautenstand  und  damit  die  Abschlagsrech-
nung zu akzeptieren.

(Fortsetzung folgt.)

RA Dr. Christian Schwertfeger 
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